


der anderen Seite, gegen die dann, wenn sie als
ganz und gar böse gefürchtet wird, jedes Mittel
recht erscheint. Denn mit dem Teufel kann man
nicht friedlich zusammenleben, er muss vernichtet
werden.

Vor seinem psychischen Tod wird der Teufel
in seiner jeweiligen Gestalt (Milošević, Saddam,
Gaddafi) von den Medien vernichtet. „Der Irre“,
„der Schlächter“, wie ihn die Bild-Zeitung jedes
Mal nennt, darf nicht mehr zu Wort kommen. Er
wird mundtot gemacht. Wer sich erdreistet, ihn
aufzusuchen und zu interviewen, wird selber zum
Opfer von Hetze und Häme, ausgegrenzt aus
unserer Gemeinschaft der Guten. Dabei sollten die
Medien doch eigentlich vermitteln, allen
Konfliktbeteiligten Gehör verschaffen, ihnen den
Weg zum Verhandlungstisch ebnen. Ja, wenn die
Medien nach Frieden trachteten …

Um einen Angriffskrieg zu rechtfertigen, kann
ein einziges Wort genügen – ein Falschwort.



Als sich nach dem blutigen Putsch in Kiew im
Februar 2014 die autonome Republik Krim durch
Beschluss ihres Parlamentes und durch
Volksentscheid von der Ukraine trennte (jeweils
mit großer Mehrheit, ohne Blutvergießen), als sie
die Aufnahme in die Russische Föderation
beantragte und das russische Parlament diesem
Antrag stattgab, einigten sich die tonangebenden
Politiker und Publizisten in den NATO-Ländern
im Nu auf ein Wort, mit dem dieser Vorgang zu
bezeichnen sei: Annexion. Russland habe die Krim
annektiert und damit einen schweren Verstoß
gegen das Völkerrecht begangen.

Man hätte ganz im Gegenteil von einer
Sezession sprechen können, wie es der Hamburger
Rechtswissenschaftler Reinhard Merkel in der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung tat.1 Man hätte
der Bevölkerung der Krim bescheinigen und dazu
gratulieren können, dass sie von ihrem
Selbstbestimmungsrecht Gebrauch gemacht hatte.



Und man hätte Vergleiche mit der Abtrennung des
Kosovo von Serbien ziehen sollen. Damals, 1999,
hatte die NATO die UÇK mit schweren
Bombenangriffen gegen Serbien unterstützt. Eine
Aggression. Eindeutig völkerrechtswidrig. Ganz im
Gegensatz zur Sezession der Krim. Aber mit der
Behauptung, Russland habe die Krim annektiert,
rechtfertigt die NATO inzwischen ihre massive
Aufrüstung an den Grenzen Russlands, nachdem
die NATO-Staaten schon entscheidend zu dem
Putsch in Kiew beigetragen hatten. Allein die USA
zahlten dafür nach Angaben der für Europa
zuständigen Staatssekretärin im State Department,
Victoria Nuland, fünf Milliarden Dollar.

Wenn eine Regierung gestürzt wird, lesen und
hören wir, ob es sich bei dem Ereignis um einen
Putsch oder eine Rebellion oder eine Revolution
handelt. Wenn die NATO oder ihre
Führungsmacht USA einen regime change
herbeiführt, hat das als Revolution, als



demokratischer Wandel zu gelten, auch wenn
faschistischer Terror daran mitgewirkt hat. „Ohne
den Rechten Sektor und andere militante Gruppen
hätte die ukrainische Februarrevolution (also der
Kiewer Putsch gegen den gewählten Präsidenten
Janukowitsch; E.S.) gar nicht stattgefunden“, wie
die New York Times wenige Wochen nach dem
Ereignis klarstellte. Diese Faschisten nahmen und
nehmen dann auch in der Putschisten-Regierung
zentrale Ämter ein. Unerwünschte Regierungen
hingegen (solche, die ausgewechselt werden sollen)
müssen in der Propagandasprache mit der
Bezeichnung Regime vorliebnehmen. An der
Spitze stehen dann auch keine Präsidenten mehr,
sondern Machthaber, Autokraten, Diktatoren,
mögen sie auch durch demokratische Wahlen
besser legitimiert sein als zum Beispiel der US-
Präsident. Die in Washington überaus beliebten
Könige und Scheichs brauchen keine derartige
Herabsetzung und schon gar keine von den USA



betriebene Absetzung zu fürchten, auch wenn sie
noch so diktatorisch, noch so brutal regieren.

Ein Hilfszeitwort genügt

Am 2. Mai 2014 rollten Panzer aus dem Westen
der Ukraine in den Osten des Landes, wohin auch
Kampfhubschrauber in großer Zahl verlegt
wurden. Die Bevölkerung der Gebiete Donezk
und Lugansk, überwiegend Russisch sprechend,
hatte mit großer Mehrheit Autonomierechte
verlangt, nachdem die Putschisten die Absicht
verkündet hatten, Russisch nicht mehr als eine der
Landessprachen anzuerkennen. Andreas
Schwarzkopf gab in der Frankfurter Rundschau für
die militärische Intervention folgende Erklärung:
„Kiew musste nun gegen die Separatisten
vorgehen, um nicht unglaubwürdig zu werden.“2

Schauen wir uns den Satz genauer an: „Kiew
musste …“ Wer ist Kiew? Gemeint sind die in
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